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Moskau 16. Oktober 2005

An die Gerichte in Deutschland, Anwälte, Migrationsbehörden, und alle anderen Stellen und Personen, von denen das Schicksal Asylsuchender aus Tschetschenien abhängt. 

Sehr geehrte Damen und Herren,
Seit Beginn der Kriegshandlungen in der Tschetschenischen Republik bis heute haben die beiden Organisationen, in denen ich arbeite, das Menschenrechtszentrum „Memorial“ und das „Komitee Bürgerbeteiligung“ Menschen aus Tschetschenien geholfen, sowohl vor Ort in Tschetschenien als auch außerhalb Tschetscheniens. Diese bescheidene Hilfe war sicherlich in einigen Fällen effektiv. Doch angesichts der weitreichenden Gesetzlosigkeit und Straflosigkeit in Tschetschenien selbst und gegenüber aus Tschetschenien stammenden Personen in anderen Teilen Russlands, kann sicherlich nicht gesagt werden, dass wir einen spürbaren Teil zur Verbesserung der Situation leisten. Neben unseren Organisationen gibt es auch weitere Organisationen, die ihre ganze Kraft für ein Ende der Willkür einsetzen. Doch real können wir Gruppen nur erreichen, dass Personen, die sich die Mühe machen, die Wahrheit über die Situation in Tschetschenien herauszufinden, diese in unseren regulären Berichten, Presseerklärungen und Vorträgen finden können. 

Unsere Arbeit ist sicherlich nicht ungefährlich. Unsere Organisationen erhalten immer wieder Besuch vom FSB, der Abteilung „Organisierte Kriminalität“ der Miliz, der Staatsanwaltschaft und anderen Ordnungskräften. Wir werden ständig von unseren Finanzbehörden beobachtet, die durch die Gesetzgebung unsere Arbeit beenden können, noch bevor unsere Beschwerde behandelt wird. In Nishnij Nowgorod läuft ein Strafverfahren gegen den Leiter der Gesellschaft für russisch-tschetschenische Freundschaft, Stanislaw Dmitriewskij. Von dem Konto der Organisation wurden sämtliche Gelder eingezogen. Der Vorwurf: die Organisation habe Stiftungsgelder nicht versteuert. Zum Hintergrund: Ein Steuergesetz sieht die Zahlung von 24% von Geldern vor, die Organisationen von Stiftungen erhalten. Diese Steuer kann keine Nichtregierungsorganisation bezahlen. Zwar ist dieses Gesetz inzwischen wieder aufgehoben worden, diese Aufhebung wirkt jedoch nicht rückwirkend. Steuerprüfungen, die sich auf die jeweils letzten drei Jahre beziehen, können deswegen nach wie vor die Einhaltung dieses Steuergesetzes überprüfen. Und schon über ein Jahr droht man der Nichtregierungsorganisation „Tschetschenisches Rettungskomitee“, das die Menschenrechtssituation in Tschetschenien überwacht, mit der Schließung. Unsere Arbeit kann derzeit noch weitergehen. 

Seit 2002 veröffentlichen wir jährlich Berichte über die Lage der aus Tschetschenien stammenden Menschen in der Russischen Föderation. Diese Berichte sind in das Deutsche und Englische übersetzt und von der Internetseite refugee.memo.ru abrufbar. Die Marion Dönhoff Stiftung hat es mir nun schon mehrere Jahre ermöglicht, den Bericht in Deutschland vorzustellen. Dieses Jahr konnte ich den Bericht zusätzlich noch in Belgien und Frankreich vorstellen, letztes Jahr in den Niederlanden und Spanien.
Darüber hinaus erhalten wir regelmäßig Anfragen von Mitarbeitern von Migrationsbehörden, Rechtsanwälten und Richtern. Wir überprüfen auf Anfrage Details in Berichten Asylsuchender, händigen ihnen Schreiben über ihr Schicksal aus, wenn wir mit ihrem Schicksal vertraut sind. 
All diese Arbeit nehmen wir gerne auf uns, wollen wir doch unsere Mitbürger auf ihrer Suche nach Schutz außerhalb Russlands unterstützen, da wir dazu in Russland selbst nicht in der Lage sind. 
In unseren jährlich erscheinenden Berichten, bei der wir mit maximaler Objektivität vorgehen, kommen wir zu zwei Schlussfolgerungen: 

In der Tschetschenischen Republik gibt es keinen minimalen Schutz für die Bewohner. 
Für aus Tschetschenien stammende Menschen gibt es in Russland keine inländische Fluchtalternative. 
Dies zeigen die Ergebnisse unserer Arbeit in aller Deutlichkeit, andere Schlüsse aus unserer Arbeit zu ziehen ist nicht möglich. 
Trotzdem habe ich nun schon zum zweiten Mal von in Deutschland lebenden aus Tschetschenien stammenden Asylbewerbern und ihren Anwälten erfahren, dass meine Informationen eine völlig andere Deutung erfahren haben.  
So haben einige Gerichte und Migrationsbehörden unter Hinweis auf meine Informationen geäußert, dass Tschetschenen in Russland eine inländische Fluchtalternative hätten. Ich möchte noch einmal betonen: es gibt keine inländische Fluchtalternative für aus Tschetschenien stammende Personen. Nichts findet sich in unseren Berichten, das ein Leser mit gutem Gewissen anders deuten könnte. 
Schon vor einem Jahr musste ich mich zu dem Mythos einer angeblichen inländischen Fluchtalternative äußern. Und in diesem offenen Brief will ich es wiederholen: 

Ich bin davon überzeugt, dass JEDER aus Russland kommende Tschetschene die Voraussetzung zur Gewährung des Flüchtlingsstatus nach Artikel 1 der Konvention der UNO von 1951 hat, da er in Russland nicht vor Diskriminierung und Willkür geschützt wird. 
Ich vermute, dass insbesondere bestimmte Passagen meines vorangegangenen Berichtes benutzt worden sind, die Möglichkeit einer inländischen Fluchtalternative glaubhaft zu machen.
1. Am 24. Mai 2003 hatte das Innenministerium den Befehl № 347 erlassen. Dieser Befehl hatte die Notwendigkeit aufgehoben, Pässe nur am Ort der ständigen Registrierung beantragen zu können. Laut diesem Befehl hatten Personen aus Tschetschenien die Möglichkeit, an dem Ort, an dem sie sich faktisch aufhielten, ihre Papiere zu erhalten, waren somit formal nicht mehr gezwungen, zum Erhalt der Papiere nach Tschetschenien zurückkehren zu müssen. Im letzten Bericht hatten wir beschrieben, wie wenig dieser Befehl in der Praxis umgesetzt wird. So wurden die Antragsteller von den Beamten in den Passbehörden oft nicht über die Bestimmungen dieses Befehls informiert oder lehnten es einfach ab, Anträge von Tschetschenen entgegenzunehmen. Gleichzeitig hatte dieser Befehl vorgeschrieben, dass die ausstellende Behörde den Pass am Wohnort der ständigen Registrierung anfordern müsse. Da die Kommunikation mit Tschetschenien nur mangelhaft vonstatten geht, nahmen Passanträge von Bürgern Tschetscheniens entweder sehr viel Zeit in Anspruch oder wurden überhaupt nicht ausgeführt. 
Mit Befehl des Innenministeriums der Russischen Föderation vom 6.7.2004 № 415 wurde die Möglichkeit, den Pass am faktischen Wohnort erhalten zu können, wieder abgeschafft. Die meisten Tschetschenen hatten jedoch gar keine Möglichkeit gehabt, den inzwischen wieder abgeschafften Befehl № 347 nutzen zu können. 
Derzeit sind alle Personen, die in Tschetschenien registriert sind, gezwungen, für den Erhalt eines Passes nach Tschetschenien zu fahren, wo tödliche Gefahren auf sie warten und eine sehr hohe Korruption herrscht. Deswegen ist der Erhalt eines Passes mit Kosten verbunden. 
2. Bei meinen Auftritten in Deutschland wurde mir immer wieder gesagt, dass die in Russland verbreitete Korruption doch nichts ungewöhnliches sei. Deswegen sei Korruption gerade für Tschetschenen nichts traumatisierendes oder ungewöhnliches. Doch das ist so nicht richtig. In Tschetschenien ist die Korruption wesentlich höher als in den anderen Subjekten der Russischen Föderation. Dies wird auch im Bericht des Menschenrechtskommissars des Europarates, Alvaro Gil-Robles beschrieben. Um einen Inlandspass zu erhalten, muss man 50-100 Euro an Bestechungsgeldern bezahlen, will man einen Reisepass, so erwartet man schon eine „Dankbarkeit“ in Höhe von 400-500 €. 

3. Möglicherweise sind die von uns beschriebenen Vorgehensweisen, eine Registrierung zu erhalten, zwar als schwierige aber dennoch als reale Möglichkeiten, eine Registrierung zu erhalten, wahrgenommen worden. Doch dem ist bei weitem nicht so. Die von uns angeführten Beispiele zeigen, dass ein Vermieter schon sehr hoch motiviert sein, sehr gut über Gesetze Bescheid wissen, und beträchtliche Energie aufwenden muss, um die Registrierung einer tschetschenischen  Familie durchsetzen zu können. Und wenn er sich dafür entscheidet, so braucht er für diesen Kampf auch sehr viel Zeit. Häufig drohen die Milizionäre, die verpflichtet sind, regelmäßig Häuser zu besuchen, in denen Tschetschenen wohnen, den Vermietern mit Unannehmlichkeiten. In der Folge scheuen sich die meisten Vermieter, ihren Mietern eine Registrierung zu unterschreiben. Und sie weigern sich entweder gänzlich, an Tschetschenen zu vermieten oder erlauben ihnen, ihre Wohnung anzumieten ohne diesen Mietern hierfür jedoch die Registrierung zu unterschreiben. Letzteres ist dann anzutreffen, wenn die Vermieter ihre Wohnung nur mehr noch an Menschen vermieten können, die aus dem Nordkaukasus kommen. Bei der gegenwärtig herrschenden Wohnungsnot handelt es sich hier um Wohnungen, die entweder sehr schlecht sind, deren Vermieter Alkoholiker oder schwer krank sind und wo die Mieter gezwungen sind, mit den Vermietern zusammenzuleben. 

Dies zeigt, dass unsere Hilfe nur dann möglich ist, wenn die Vermieter dies wollen – was selten der Fall ist. Aber auch wenn dies der Fall ist, so kann – wie wir in unseren Berichten beschrieben haben – der Kampf um eine Registrierung Monate, wenn nicht Jahre dauern (hier ist anzumerken, dass der Kampf um eine Registrierung durch die Brüder Muchadiew in der Stadt Elektrostahl noch immer nicht beendet ist. Im Oktober 2005 hat man ihnen eine Registrierung in der Wohnung ihrer Freunde erneut verweigert). 
Ich musste mir anhören, dass der Kauf einer gefälschten Registrierung für Russland doch die Norm sei. Doch eine gefälschte Registrierung hält nur einer Überprüfung auf der Straße stand. Wird der Betreffende zur Miliz gebracht, wo die Registrierung in der Datenbank gesucht wird, muss er (und nicht die Person, die ihm diese Registrierung verkauft hat) mit großen Unannehmlichkeiten rechnen, sollte sich herausstellen, dass die Registrierung gefälscht ist. 
Die Auffassung, an kleinen Orten ließe sich ohne Registrierung leben, dort sei es einfach, eine Registrierung zu erhalten, trifft nicht zu. Eine Registrierung wird jederorts benötigt. Hinzu kommt, dass in kleinen Ortschaften alles sichtbar ist, hier kann man nicht mit der großen Masse verschmelzen. Uns sind Fälle aus kleinen Ortschaften bekannt, in denen mit Russinnen verheiratete Tschetschenen nicht registriert worden sind. 
4. Tschetschenen, die ich in Deutschland getroffen habe, hatten mir berichtet, dass sich Gerichte in ihren Entscheidungen auf unsere Organisation berufen und hierbei beschreiben, dass Tschetschenen so Zugang zu qualifizierter juristischer Hilfe und anderer Unterstützung hätten. Tatsächlich arbeiten in Russland 59 Beratungsstellen des Netzwerkes „Migration und Recht“ des Menschenrechtszentrums „Memorial“. In diesem Netzwerk sind ungefähr 100 Juristen beschäftigt. Doch es ist sicherlich nachvollziehbar, dass dies eine sehr kleine Zahl von Beratern in einem so großen Land wie Russland ist.  Das Netzwerk kann pro Jahr 20.000 Beratungen geben. Häufig müssen sich die Juristen mit einer Person mehrmals treffen. Weiterhin betreuen wir nicht nur aus Tschetschenien stammende Personen, sondern auch Flüchtlinge aus anderen Regionen: Afghanen, Afrikaner, Bürger aus GUS-Republiken, die in Russland Asyl suchen und andere Personen, die schon über die russische Staatsbürgerschaft verfügen, jedoch um unsere Unterstützung bei der Durchsetzung ihrer Rechte bitten. Und auch unsere einzige Beratungsstelle in Moskau ist bei einer Bevölkerung von 15 Millionen Menschen im Umkreis von Moskau nur ein Tropfen auf den heißen Stein. Und Menschen, die nicht in den Ballungsgebieten wohnen, haben große Schwierigkeiten, zu uns zu gelangen. Leider gelingt es uns nicht, dort für Ordnung zu sorgen, wo der Staat nicht gewillt ist, das Gesetz zu beachten. 

Unsere Beratungsstellen haben - von sehr wenigen Ausnahmefällen abgesehen - keine Möglichkeit, die Flüchtlinge aus Tschetschenien bei der Wohnungs- und Arbeitssuche oder mit finanziellen Mitteln zu unterstützen. Diese Beratungsstellen haben nur sehr begrenzte Mittel. Das Komitee „Bürgerbeteiligung“ in Moskau kann den besonders Bedürftigen eine einmalige Unterstützung gewähren, in den anderen Orten gibt es in der Regel nicht einmal diese Mittel. 
5. Derzeit gibt es zwei Erlasse der Russischen Regierung zu Kompensationszahlungen für in Tschetschenien verloren gegangenen Wohnraum. Erlass № 510 vom 30. April 1997 sieht eine maximal auszuzahlende Summe von 120.000 Rubeln, derzeit ca. 3,5 Tausend €, für Personen vor, die Tschetschenien verlassen und auf ihr Eigentum dort verzichtet haben. Erlass № 404 vom 4. Juli 2003 legt die Höhe der Auszahlungen in Tschetschenien fest. Hier betragen Kompensationszahlungen 350 Tausend Rubel, das sind ca. 10 Tausend € (noch 1997 hatten 120 Tausend Rubel 20 Tausend US-$ entsprochen). Die Auszahlungen auf der Grundlage dieser beiden Erlasse gehen nur schleppend voran, mitunter wird überhaupt nicht ausgezahlt. Außerdem sind in Tschetschenien für die Kompensationszahlungen 30 – 50% an Bestechungsgeldern zu bezahlen. Dieser Umstand ist im Bericht von Gil-Robles festgehalten. 
In dem Erlass № 404 findet sich Punkt 10, der vorschreibt, dass der Erlass № 510 in der Frage der Höhe der Kompensationszahlungen innerhalb von zwei Monaten geändert werden muss. 
Mit großer Ungeduld hatten die Menschen nicht zwei Monate, sondern zwei Jahre gewartet. Doch am 4. August 2005 schaffte die Regierung mit dem Erlass № 489 den Punkt 10 des Erlasses № 404 ab. Es wurde keine Erklärung hierbei gegeben. 

Deswegen ist die Möglichkeit, sich in anderen Regionen Russlands niederzulassen, nicht nur für Tschetschenen, sondern auch für die russischen Bürger Tschetscheniens faktisch ausgeschlossen. Wohnraum lässt sich für die geringe Summe der Kompensationszahlungen nicht erwerben. 

Die Kompensationszahlungen werden für den Kauf von Lebensmitteln und Miete ausgegeben. Doch die Wohnprobleme sind damit nicht gelöst. Angesichts der hohen Mieten reichen die Kompensationszahlungen nicht länger als ein Jahr. Und auch das Problem der Registrierung bleibt bestehen. 

Besonders besorgniserregend ist der Umstand, dass in den beiden Erlassen von unterschiedlichen Höhen der Zahlungen die Rede ist. Das kann zu einem Konflikt zwischen den Russen, die Tschetschenien verlassen haben und den dort verbleibenden Tschetschenen führen.

6. Auch andere Punkte im Bereich der sozialen Versorgung der Menschen in Russland haben sich verschlechtert. So ist es uns zum ersten mal seit Jahren nicht mehr gelungen, die Auszahlung von Kindergeld für kinderreiche tschetschenische Familien an deren faktischem Wohnort zu erreichen. Eine neues Gesetz № 122 hat die Zahlung dieser Aufgaben an die örtlichen Verwaltungen übertragen. Diese wiederum wollen sich nicht mit Ausgaben für nur „vorübergehend“ wohnende Menschen belasten. Verschlechtert haben sich Probleme im Bereich der Auszahlung von Renten, der medizinischen Versorgung. Zwar sind dies keine diskriminierenden Maßnahmen: sie wirken sich jedoch besonders hart gerade auf Bewohner Tschetscheniens aus, haben doch gerade sie in der Regel in anderen Regionen keine ständige Registrierung. Hinzukommt, dass sie häufig die für den Erhalt von sozialen Leistungen erforderlichen Dokumente im Krieg verloren haben. So wurde dieses neue Gesetz zu einem weiteren Mechanismus, eine Rückkehr von Tschetschenen nach Tschetschenien zu erzwingen. 

7. In Russland sind Gesetze, deren Ausführungsbestimmungen und die tatsächliche Praxis der Umsetzung dieser Gesetze drei verschiedene Dinge. Natürlich gibt es in der Russischen Föderation keine Gesetze, die diskriminierende Normen enthielten, aufgrund derer bestimmte Minderheiten in einer außergewöhnlichen Situation wären. Doch die Gesetze werden in Russland niemals streng beachtet. So existieren neben den Gesetzen Bestimmungen, die die Gesetze beschneiden. Beispielhaft hierfür stehen die Bestimmungen zur Registrierung der Bürger Tschetscheniens. Zusätzlich zu diesen Bestimmungen gibt es eine bestimmte Praxis, die die Bestimmungen weiter einschränkt. Diese Praxis fußt häufig auf mündlich gegebene Anordnungen von oben, wie z.B. Anordnungen, Personen nicht zu registrieren, ihnen keine Arbeit zu geben, sie nicht in Lehranstalten aufzunehmen etc. Dies ist in Russland nichts Neues, Derartiges kennen wir noch aus der Zeit der Sowjetunion. 

Der Generalstaatsanwalt Russland, V.V. Ustinov, hatte am 29. Oktober 2004 in der Staatsduma vorgeschlagen, bei Terroranschlägen die Verwandten von Terroristen festsetzen zu dürfen. Zwar hatte die Duma kein Gesetz verabschiedet, das diese Forderung enthalten hätte. Doch kein Abgeordneter war über diesen Vorschlag empört. Trotz Aufforderung von Menschenrechtlern, einschließlich Frau Ella Pamfilowa, der Vorsitzenden der Menschenrechtskommission, an den russischen Präsidenten, hatte auch dieser geschwiegen. Ergebnis dieses Schweigens ist, dass die Geiselnahme von Verwandten inzwischen weit verbreitete Praxis der Fahndung nach Rebellen geworden ist. 
Gäbe es für die Bewohner Tschetscheniens eine inländische Fluchtalternative, so könnten verständlicherweise weder Aufrufe noch Druck durch die Behörden hunderttausende von Binnenflüchtlingen zu einer Rückkehr nach Tschetschenien zwingen, wo sie und ihre Kinder ständiger Gefahr ausgesetzt sind. 
In unserem jüngsten Bericht von 2005 sind wir sehr genau auf folgende Probleme eingegangen: 
die Verfolgung von Moslems ist inzwischen eines der zentralen Probleme Russlands; 
die zunehmende Praxis der Fabrizierung von Strafprozessen gegen Tschetschenen – u.a. wird den Betroffenen sogar der Terrorismus-Vorwurf gemacht; 
die Geiselnahme von Verwandten von Aufständischen, die vom Generalstaatsanwalt der Russischen Föderation gebilligt wurde; 
die Verfolgung von Klägern beim Europäischen Menschengerichtshof. 
All das hier beschriebene und in unseren Berichten dargelegte zeigt mit Eindeutigkeit, dass Tschetschenen sowohl in Tschetschenien selbst als auch außerhalb Tschetscheniens von einem System an Gesetzlosigkeit umgeben sind, das direkt von den Ordnungskräften und Machtorganen, einschließlich dem Rechtssystem unterstützt wird, die junge Generation vernichtet wird. 
Dies bedeutet, dass die kleine Zahl von Tschetschenen, denen die Flucht nach Europa gelungen ist, Asyl  brauchen und dass sie allen Grund haben, die Asylgewährung zu erwarten. 
Wir sind uns sicher, dass ein aufrechter Leser dieser Zeilen zu keinem anderen Schluss kommen kann. 
Hinweise auf unsere Organisationen, die zu einer völlig gegenteiligen Auslegung unserer Arbeit kommen, halte ich für unzulässig. Ich protestiere gegen die Nutzung unserer Materialien in einem derartigen Sinne. 
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